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schiie~3iich oberirdischen Lagerbehaltern 100 000 1 
nicht abersteigt und die'erforderiichen Sicher- 
he i t sdnahmen  für Bau. Transport. Mliiung. 
Leerung. Lagerung und Betrieb getroffen und 
eingehalten werden, 

- abgedichtete, eingefate und überdachte Flächen 
zum Lagern vonPflanzenschutzrnitteln und mine- 
ralischem Dünger, 

- dichte BeKäiter zum Sammeln oder Lagernvon Si- 
lagesickersaften, Jauche und Giille, 

- gegen Auswaschungen oder Abschwemmungen 
gesicherte Flachen zum Sammeln oder Lagern 
von Stallmist, wenn die anfdenden Abwässer 
ordnungsgemiiß beseitigt werden, 

- dichte Behalter zum Lagern geringer Mengen son- 
stiger wassergefährdender Stoffe far den häusii- 
chen. landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Bedarf, 

10. das Verwenden von Pflanzenschutmiitteln, die von 
der Biologischen Bundesanstait filr Land- und Forst- 

@ wirtschaft Mr die Anwendung in ,,Z.uflmbereichen 
von Grundwasserge~ungsanlagen oder Trink- 
wassertalsperren" nicht zugelassen sind; die un- 
sachgemiiße Verwendung zugelassener Mittel die- 
ser Art und deren Anwendung aus der Luft, 

11. das Aufbringen von Klärschlamm und F M e n ,  
12. das Aufbringen von NahrstoffWgern, z. B. Minerai- 

danger, Galle, Jauche, Festmist, Kompost, Sflage- 
slckersaft.'Abwasser, auf land-. forstwirtschaftiich 
oder gärtnerisch genutzte Flächen, 
ausgenommen: 
- das Aufbringen von Nährstofkigern zum Zwecke 

der DBngung nach einem unter Beachtung der 
Beratungsempfehlungen derLandwirtschaflskam- 
mern fiir jedes Wirtschaftsjahr und jede Wirt- 
schaftsfläche (Schlag) erstellten DBngeplan; dar- 
in sind unter Berücksichtigung ailer Nahrstof- 
feintrage, dem Nahrstoffangebot im Boden und 
dem Nährstoffbedarf der Pflanzen die einzelnen 
Nahrstoffgaben einschliefilich der mengenmiißi- 
gen und zeitlichen Verteflung festzuiegen: Diinge- 
plan und Beratungsempfehlungen haben den be- 
sonderen Schutz der Gewtisser zu berflcksichti- 
gen. 

- forstliche Kompensationsdiingung zur Eindäm- 
mung neparüger Waldschtiden, 

1 13. das Aufbringen von Rassigen Narstofftagern, bel 
der Besorgnis derpbschwernmung, 

14. das Herstellen von Si1agen;wenn Silagesickersäfte 
nicht aufgefangen und schadlos beseitigt werden. 

15. das Neuanlegen von Intensivkulturen, 
16. das gegen Auslaugen, Ab- oder Einschwemmen 

ungesicherte Lagern vori Festmist, 
17. das Errichten oder Erweitern von Intensiv- oder 

Massentierhaltungsbetrieben, 
18. das Neuanlegen oder Erweitern von Kleingartenan- 

lagen. " .  

19. das Errichten. Erweitern oder wesentliche h d e r n  
von Start- und Landebahnen sowie das Ausweisen 
von Sicherheitsflächen, Anflugsektoren und Notab- 
wurfplätzen des Luftverkehrs, 
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20. das Verwenden auswasch- oder auslaugbamr was- 
sergefahrdender Stoffe, insbesondere Bauschutt, 
MillIverbrennungsriLckst&nde, Schlacken, teer- oder 
phenolhaltige Stoffe im Sbmßen-, Wege-, Wasser- 
bau, beimErrichten oder Erweiternvon Lärmschut- 
zwaUen, 

2 1. Grabungen oderAbgrabungen. durch die das Grund- 
wasser dauernd oder zeitweise freigelegt oder ange- 
schnitten wird, 

22. das Anlegen oder wesentliche Verändern von Fisch- 
teichen sowie das Betreiben von Netzflschhaltung. 

23. Motorsportveranstaltungen, 
24. das Errichten oder Erweitern von Schiefistkden. 
25. das Zelten und Lagern außerhalb dafilr vorgesehe- 

ner baulicher Anlagen im Sinne der Bauordnung ftir 
das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauord- 
nung - (Bau0 NW). 

5 5 
Schutz in der Zone 111 A 

(11 In der Zone 111 A sind genehmigungspflichtig 
1. das Bauen, Erweitern oder wesentliche lindernvon 

Wegen, StmBen. Bahnanlagen, Rastanlagen. Park- 
plätzen und sonstigen Verkehrsanlagen, 

- Holzabfuhrwege, 
2. das h d e r n  oder Verf'iiiien bestehender Erdauf- 

schliisse. 
3. das Errichten. Wiederherstellen, Erweitern oder 

wesentlichehdemvon Abwasseranlagen zummek- 
ke der Verbesserung des Gewitsserschutzes, 

4. Bohrungen ftir den Grundwasserbeobachtungs- 
dienst, 

5. Unterhältungsdnahmen an Postkabeln. soweit 
diese aufgrund privatrechtlicher Gestattungmer- 
träge amerhalb der offentiichen Verkehrswege ver- 
legt sind, und Stromkabeln sowie an Ver- und Ent- 
sorgungsleitungen. Unterhaltungsm@nahmen. die 
aus Griinden der Verkehrssicherheit oder zur Ab- 
wendung einer drohenden Gefahr unabweisbar not- 
wendig sind, sind der unteren WasserbehBrde un- 
verziiglich nachträglich anzuzeigen, 

6. das Umwandeln von Dauergrflnland (Wiesen und 
Weiden) in eine andere landwirtschaftiiche oder 
gartenbauliche Nutzung, 

7. das Einrichten von Baustellen, soweit hierbei Auf- 
enthaltsunterktlnfte, sanitäre Einrichtungen und 
Baustofllager geschaffen oder Maschinen gewartet 
werden, 

8. das Wiederherstellen, Erweitern oder wesentliche 
h d e m  baullcher Anlagen im Sinne der landesba: 
uordnung far das Land Nordrhein-Westfalen &an- 
desbauordnung -Bau0 NW-], 

9. Sprengungen mit wassergefahrdenden Stoffen. 
(21 In der Zone 111 A sind verboten 
1. das Errichten, Erweitern oder wesentiiche lindern 

wassergefähriicher Anlagen, 
2. das Errichten, Erweitern oder wesentiiche lindern 

von Anlagen zur Gewinnung, Herstellung, Auf-, Be- 



oder Verarbeitung von Kernbrennstoffen, zum Auf- 
arbeiten bestrahlter Kernbrennstoffe und zum Er- 
zeugen ionisierender Strahlen sowie das Lagern 
und Ablagern radioaktiver Stoffe. 

3. das Errichten von Gebäuden im Sinne der Bauord- 
nung N r  das Land Nordrhein-Westfalen (Landesba- 
uordnung -Bau0 NW-). 

4. das Errichten. Wiederherstellen. Erweitern oder 
wesentllche h d e m  von Abwasseranlagen, 

- Manahmen, die den Gewasserschutz verbes- 
sern. 

5. das Ehleiten von Abwasser in oberirdische Gewäs- 
ser oder in den Untergrund. 

6. Abfaiientsorgungsanlagen jeder Art sowie Anlagen 
zum Lagern und Behandlen von Autowracks, Kxaft- 
fahrzeugschrott und Altreifen, 
das Enichten von Rohrleitungsanlagen zum Trans- 
port wassergefärdender Stoffe sowie Leitungen mit 
wassergefahrdenden Stoffen. z. B. Blgekiihlte un- 
terirdische Hochspannungsleitungen, 

8. das Sammeln, Lagern. AbfiUlen, Umschlagen, Um- 
füllen, Vertreiben. Verarbeiten. Anwenden wasser- 
gefahrdender Stoffe. 
ausßenommen: 
- das zulasslge Aufbringen von Nqhrstomrägern 

nach Nr. 14. 
- das zulässige Verwenden von Pflanzenschutzmit- 

teln nach Nr. 10, 
- der Transport wassergefahrdender Stoffe nach 

Nr. 9, 
9. der Transport wassergeftihrdender Stoffe. 

aus@enommen: 
- Anliegerverkehr, 
- Durchtrans port im Rahmen landwirtschaftlicher 

N tzung. 4 0. das 1 w e n d e n  von Planzenschutzmitteln. die von 
der Biologischen Bundesanstalt Wr Land- und Forst- 
wirtschaft fiir die Anwendung in ,Zufl@bereichen 
von Grundwassergewinnungsanlagen oder Trink- 
wassertalsperren" nicht zugelassen sind; das un- 
sachgemWe Verwenden zugelassener Mittel dieser 
Art und deren Anwendung aus Luftfahrzeugen. 

11. das Herstellen von Sliagen, wenn Silagesickers&fte 
nicht aufgefangen und schadlos beseitigt werden. 

12. das gegen Auslaugen. Ab- oderEinschwernmen un- 
gesicherte Lagern von Festmist. 

13. das Bewässern mit hygienisch nicht einwandfreiem 
Wasser. 

14. das Aufbringen von NährstoflMigern, z. B. Mineral- 
ddnger. Giille, Jauche. Festmist. Kompost, Silage- 
sickersaft, Abwasser auf land-, forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzte Flächen. 
ausgenommen: 
- das Aufbringen von Nahrstoffrrägern zum Zwecke 

der Diingung nach einem unter .Beachtung der 
Beratungsempfehlungender Landwirtschaffskam- 
mern ftlr jedes Wirtschaftsjahr und jede Wirt- 
schaftsfläche (Schlag) erstellten Diingeplan; dar- 

in sind unter Berticksichtigung d e r  Nährstof- 
fein-e, dem Nahrctoffangebot im Boden und ' 

dem Nahrstofibedarf der Pflanzen die einzelnen 
Nahrstoffgaben einschileßlich der menge-i- 
gen und zeitlichenverteflung festzulegen; Diinge- 
plan und Beratungsempfehlungen haben den 
besonderen Schutz der Gewässer zu berilcksich- 
tigen. 

- forstliche Kompensationsdiingung zur Eindäm- 
mung Neuartiger Waidschaden, 

15. das Aufbringen von fliissigen NahrstofKragern bei 
der Besorgnis der Abschwemmung. 

16. das Aufbringen von Kiärschiamrn und F W e n .  
17. das Umwandeln forstwirtschaftiich genutzter Flä- 

chen, 
1.8. 1nte.nsivbeweidung. 
19. Intensivtlerhaitung sowie das wesentliche Erwei- 

tern des Wehbestandes in landwirschaftiichen Be- 
trieben. 

20. das Neuanlegen @er Erweitern von Intensivkultu- 
ren und Gartenbaubetrieben. 

2 1. das ~eüanlagen oder Erweitern von Kieingartenan- 
lagen, 

22. das ~ehanleaen oder Erweitern von kiedhßfen. 
23. das Errichten. Erweitern oder wesentliche Andem ' 1 

von Start- oder Landebahnen sowie das Ausweisen j 
von Sicherheitsflächen. Anflugsektoren und Notab- I 

i 
wurfflachen des Luftverkehrs. 1 

24. das Errichten von Anlagen zum Giiterumschlag. 
25. Abgrabungen, Erdaufschldsse oder Bodeneingriffe 

jeder Art, durch die die belebte Bodenzone verletzt 
oder die Deckschichten vermindert werden. 
ausgenommen: 
- die ordnungsgemWe land- und forstwirtschaffll- 

che Bodenbearbeitung. 
- Unterhaltungsm&nahrnen an Post- und Strom- 

kabeln sowie an Ver- und Entsorgungsleitungen, 
- Manahmen im Rahmen der geowissenschaftli- 

chen Landesaufnahme, 
26. das Anlegen oder wesentlicheVemdern von Nsch- 

teichen sowie das Betreiben von Netziischhaitung, 
27. das Anlegen von G&ben oder oberirdischen Gewäs- 

sern. die mit Abwasser oder wassergemrdenden 
Stoffen belastet sind. und das Anlegen von Gräben 
mit NieBrichtung zur Zone I, 

28. Bergbau. wenn er zu Zerreißung schiitzender Deck- 
schichten. zu Einmuldungen oder zu offenen Was- 
seransarnmlungen fiihrt, 

29. das Verwenden auswasch- oder auslaugbarer was- 
sergeftihrdender Stoffe. insbesondere Bauschutt. 
Mdllverbrennungsrilckstände. Schlacken. teer- oder 
phenolhaltige Stoffe im Wasser- und Holzabfuhrwe- 
gebau und beim Enichten oder Erweitern von Iärm- 
&chutzwäuen. 

30. Bohrungen jeder Art, 
Busgenommen: 
- Bohrungen im Rahmen der geowissenschaftll- 

chen Landesaufnahme, 



- Bohrungen Nr den Grundwasserbeobac~tungs- 
dienst, 

3 1. das Errichten von Heizungs- und KOhlanlagen. die 
die Boden- oder Grundwassertemperatur ausnut- 
zen Wärmepumpen), 

32. das Zelten und Lagern. 
33. Motorsportveranstaltungen. 
34. das Errichten, Erweitern oder wesentliche Andern 

von SchieBst?ltten, 
35. das Veranstalten von MiLrkten, Volksbelustigun- 

gen, Ausstellungen oder ähnlichen Veranstaltun- 
gen. 

§ 6 
Schutz in der Zone I 

(11 In der Zone I sind alle Handlungen' verboten, die 
nicht dem ordnungsgemWen Betrieb, der Wartung 
oder Unterhaltung des Wasserwerks und seiner 
Wassergewinnungsanlagen, der behördlichen Uber- 
wachung der Wasserversorgung oder derAusiibung 
der GewSLsseraufsicht dienen. 

(2) Betreten der Zone I ist nur solchen Personen gestat- 
tet, die irn Interesse der Wasserversorgung handeln 
oder mit behbrdlichen Obe~wachungsaufgaben be- 
traut sind. 

(3) Land- und forstwirtschafüiche Manahmen sind 
verboten, soweit sie nicht der Erhaltung und Pflege 

. der zum Schutz des Grundwassers notwendigen 
Grasnarbe und des Baumbestandes dienen. Der 
Einsatzvon Pflanzenschutzmitteln und jegliche Diin- 
gung sind verboten. 

§ 7 
Militarische Obungen und Liegenschaften 

Mliitarische Obungen sowie das Errichten, Verändern 
und Nutzen miliMscher Liegenschaften haben im Ein- 
Hang zu stehen mit dem durch Er1@ des Ministers fiir 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 12. Juni 1984 eingefilihrten 
Merkblatt-Entwurf 

- .MiliMsche fhungen und Liegenschaften der 
Streitkräfte in Wasserschutzgebieten" - 

Stand: 21./22. November 1983. 

3 8 
Duldungspflichten 

(1) Eigentmer und Nutzungsberechtlgte von Grund- 
stiicken im Wasserschutzgebiet haben die wasser- 
behördliche Oberwachung des Wasserschutzgebie- 
tes, insbesondere hinsichtlich der Befolgung der 
Vorschriften dieser Verordnung und der nach ihr 
getroffenen Anordnungen sowie die Beobachtung 
der Gewässer und des Bodens gemm 8 19 +s. 2 Nr. 
2 ,§  21 WHG und @j 116,117 und 167 Abs. 2 LWG 
zu dulden. 

(2) ~ i ~ e n t ü m e r  und Nutiungsberechtigte von Anlagen 
und sonstigen Einrichtungen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung bestehen und die 
nach Md3gabe des sonstigen öffentlichen Rechts im 
Bestand und Betrieb geschiitzt sind (Bestands- 
schutz). haben zu dulden, d@ solche Anlagen und 
Einrichtungen an die Vorschriften der Verordnung 

angepat oder beseitigt und erforderiiche Siche- 
rungsm@nahmen getroffen werden 6 19Abs. 2 Nr. 
2 WHG). 

(3) Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Grund- 
stiicken im Wasserschutzgebiet haben darilberhi- 
naus zu dulden, 

1. das Errichten, Betreiben und Unterhalten von Ein- 
richtungen zur Sicherung der Zone I gegen unbefug- 
tes Betreten, 

2. das Aufstellen, Unterhalten oder Beseitigen von 
Hinweis-, Warn-. Gebots- und Verbotszeichen. 

3.' das AufFuUen von Mulden und Erdaufschliissen, , 
4. das Betreten der Grundstiicke durch Bedienstete 

der zustandigen Behörden zur Beobachtung, Mes- 
sung und Untersuchung des Grundwassers und 
zur Entnahme von Bodenproben, , 

5. die Anlage und den Betrieb von Grundwasserbeo- 
bachtungsbrunnen, 

6. das Errichten und Unterhalten von Anlagen zur 
Sicherung gegen TIberschwemmungen und 

7. das Beseitigen von Erdaufschliissen oder Ablage- 
rungen. 

(4) Die Untere Wasserbehörde ordnet gegeniiber den 
betroffenen Eigentiimem oder Nutzungskrechtig- 
ten die gemm Abs. 1 bis Abs. 3 zu duldenden 
Manahmen durch schriftlichen Bescheid an. Der 
Wasserwerksbetreiber und das Staatliche Amt fiir 
Wasser- und Abfallwirtschaft sind vorher zu hören. 
Soweit bergrechfflche Belange beriihrt sind, ergeht 
die Entscheidung im Benehmen mlt dem zustandi- 
gen Bergamt. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbe- 
helfsbelehrung zu versehen und dem Duldungs- 
pfiichugen bekannt zu geben. Der Wasserwerksbe- 
treiber, das Staatliche Amt für Wasser- und Abfall- 
Wirtschaft und. soweit beteiiigt, das Bergamt, erhal- 
ten Abschriften nachrichtlich zur Kenntnis. 

§ 9 
Genehmigungen 

(1) @er Uenehmigungennach g13 3Abs. 1,4Abs. 1 und 
5 Abs. 1 entscheidet die Untere WasserbehSde. 

(2) Der Genehmigungsantrag (4-fach) soll aiie Unterla- 
gen @eschreibungen, Pläne, Zeichnungen. Berech- 
nungen und sonstige Nachweise) enthalten. die zur 
Beurteilung des Antrags erforderlich sind. Unvoii- 
ständige Anträge kkönen zuriickgewiesen werden, 
wenn der Antragsteiler die ihm mitgeteilten Milngel 
innerhalb der gesetzten Frist nicht behebt. Der An- 
tragsteller ist darauf hinzuweisen. 

(3) Die Untere Wasserbehörde beteiligt den Wasser- 
werksbetreiber und holt vor ihrer Entscheidung die 
Stellungnahme des Staatiichen Amts filr Wasser- 
und Abfallwirtschaft, in landwirtschaftlichen ka- 
gen ggf. auch der Landwirtschaftskammer, ein. 
Sind Betriebe betroffen, die der Bergaufsicht unter- 
liegen, so ist das zustilndige Bergamt zu hören. 
Will die Untere Wasserbehörde Bedenken des Staat- 
1ichenAmtes flirwasser- und Abfaliwirtschaft nicht 
Rechnung tragen, so hat sie die Weisungder Oberen 
Wasserbehörde einzuholen. 5 8 Abs. 4 Satz 4 und 
Satz 5 gelten entsprechend. 
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Genehmigungen kennen mit Bedingungen und Auf- 
lagen versehen und befristet werden. Sie kßnnen 
z ~ c k g e n o m m e n  oder nachträglich mit zusatzii- 
chen Anforderungen versehen oder weiteren Ein- 
schränkungen unterworfen werden. soweit es das 
Interesse der ßffentiichen Wasserversorgung gebie- 
tet und bei Erteilung der Genehmigung nicht vor- 
aussehbar war. Genehmigungen kßnnen fiXr eine 
bestimmte Anzahl zukiinftiger einzelner Handlun- 
gen gleicher Art erteilt werden. 
Genehmigungen erlbchen, wenn innerhalb von 
zwei Jahren nach Bestandskraft der Genehmigung 
mit der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen 
oder die Ausftihnuig ein Jahr  unterbrochen worden 
ist. 
Einer besonderen Genehmigung nach den Vor- 
schriften dieser Verordnung bedarf es nicht far 
Handlungen, die nach anderen Bestimmungen einer 
Erlaubnis, Bewilligung, Genehmigung, bergrechtli- 
chen Betriebsplanzulassung oder sonstigen behßrd- 
iichen Zulassung bediirfen, wenn diese von der 
Unteren Wasserbehßrde oder mit deren Einverneh- 
men erteilt wird. Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 
Bei allen Entscheidungen ist dem Schutzzweck 
dieser Verordnung Rechnung zu tragen. 

§ 10 
Befreiungen 

Die Untere Wasserbehßrde kann aufAntrag von den 
Verboten der B 3 Abs. 2, 4 Abs. 2, 5 Abs. 2 und 6 
dieser Verordnung Befreiungen erteilen, wenn an- 
dere Rechtsvorschrlften dem nicht entgegenstehen 
und 
1. GrCinde des Wohls der AUgemeinheJt die Abwei- 

chung erfordern oder 
2. Verbote zu einer offenbar nicht beabsichtigten 

Härte fiLhren und die Abweichungen mit den 
Belangen des Wohls derAllgemeinheit, insbeson- 
dere des Gewasserschutzes im Sinne dieser Ver- 
ordnung vereinbar sind. 

Dem Wasserwerksbetreiber kßnnen aufAntrag von 
der Unteren Wasserbehßrde Befreiungen von Ver- 
boten dieser Verordnung erteflt werden, soweit dies 
zum Betrieb des Wasserwerks erforderiich und mit 
den Belangen des Wohls der Allgemeinheit verein- 
bar ist. 
Im iibrigen gelten die Vorschriften des 9 enspre- 
chend. 

8 11 
Entschadigungen und Ausgleichszahlungen 

Stellt eine Anordnung nach dieser Verordnung eine 
Enteignung dar, befindet die Obere Wasserbehßrde 
aufAntrag des Betroffenen yber die Entschadigung 
gemW § 19 Abs. 3, 20 WHG, 15 Abs. 2 und 
134. 135, 154 bis 156 LWG. 

Beteiligten durch die Obere Wasserbehßrde gemW 
l9Abs.4WHG9§ 15Abs. 2und3.§§154bis 156 

LWG ein angemessener Ausgleich festzusetzen, 
soweit nicht eine EntschadigungspNcht besteht. 
Der Antrag setzt voraus, d a  die Beteiligten sich 
ernsthaft um eine giitiiche Einigung vergebiich 
bemilht haben. 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 41 Abs. 1 Nr. 
2WHG oder§ 161 Abs. 1 Nr. 2 LWG handelt, wervor- 
&tzlich oder fahrlassig eine nach B 3 Abs. 1 , 4  Abs. 
1 oder 5 Abs. 1 dieser Verordnung genehmigungs- 
pflichtige Handlung ohne Genehmigung nach 8 9 
vornimmt. 

(2) Ordnungswidrigkeit im Sinne von 41 Abc. 1 ~ r .  2 
WHG oder § 161 Abs. 1 Nr. 2 LWG handelt auch, wer 
vor&tzlich oder fahrllissig eine nach 3 Abs. 2.4 
Abs. 2 , 5  Abs. 2 oder 6 dieser Verordnungverbotene 
Handlung ohne Befreiung nach 10 vornimmt. 

(3) Ordnungswidrigkeiten kßnnen mit einer Geldbuße 
bis zu einhunderttausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

8 13 
Andere Rechtsvorschrfften 

Die in anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Anzeige-, Genehmigungs-, Duldungs- oder Zulassungs- 
pflichten, Beschrtinkungen oder Verbote bleiben unbe- 
dhrt .  

§ 14 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage 
IhrerVerkhdung im filr den 
zirk Arnsberg in Kraft und gilt 40 Jahre. 
Arnsbeg* 7. 11. 1989 

Der ~egierungs~rlisident 
In Vertretung: gez. Bem 

Abl. Reg. Abg. 1989. S. 553 

BEKANNTMACHUNGEN 

1902. Genehmigung von Wettannahmesteiien 
im Kaienderjahr 1990 

Der Regierungspriisident Arnsberg, 14. 12. 1989 
21.1.7-32 

Dem Trabrennverein Recklinghausen e. V. in Rek- 
klinghausen habe ich die jederzeitwiderrufliche Erlaub- 
nis fiir das Kalenderjahr 1990 zum Betrieb der Wettan- 
nahmestellen in 
1. Alfred-Trappen-Stra$e 42, 4600 Dortmund 30 
2- 39 4600 72 
3. ReinoldistMe 17-19-4600 ~ ~ r t r n u n d  1 
4. ~chimmelstmjk 6, 4600 Dortmund 12 

Setzt eine Anordnung nach dieser Verordnung er- 
hßhte Anforderungen fest, die die ordnungsgemilße 
land- oderforstwirtschaftliche Nutzung eines Grund- 
stiicks beschränken, so ist ftir die dadurch verur- 
sachten wirtschafüichen Nachteile aufAntrag eines 

5. Obegasse 1- s8l0 Witten 
. 6. Bdcksb* 8-10, 4630 B ~ h u m  

7. Stresemannstraße 15, 5800 Hagen 
erteilt. 

Abi. Reg. Abg. 1989, S. 560 
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